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Föderalismus, Effizienz und „Einheitlichkeit“ 
der Lebensverhältnisse 

Roland Sturm 

1. Alles eine Frage der Messlatte? 

Kosten und Nutzen einer föderalen Ordnung, ebenso wie die Frage nach ih-
rer politischen Effizienz können erst nach normativen Vorentscheidungen 
beantwortet werden. Die erste Frage lautet, soll die föderale Ordnung nach 
der Qualität des von ihr ermöglichten Inputs oder nach der Qualität des von 
ihr ermöglichten Outputs beurteilt werden. Dies impliziert zweitens auch ein 
Abwägen zwischen politischer Beteiligung und Mitentscheidung einerseits 
und den Ergebnissen von Politik andererseits. Im Idealfalle optimiert eine 
politische Ordnung beides, also demokratische Beteiligung und erfolgreiche 
Politik. Es ist aber durchaus möglich, dass föderale oder dezentrale politi-
sche Systeme ein Höchstmaß an politischer Beteiligung gewähren, z.B. 
durch Wahlen, Referenden oder das Abberufen politischer Repräsentanten, 
dass aber die Politikergebnisse unbefriedigend bleiben – wie beispielsweise 
in Kalifornien. Hier führte die umfassende Beteiligung der Bevölkerung bei 
Haushaltsentscheidungen zur Budgetkrise. Oder dass umgekehrt, wie das 
Beispiel Europäische Union zeigt, vorzeigbare Politikergebnisse eines Mehr-
ebenensystems entstehen, trotz des im Falle der EU unbestrittenen demokra-
tischen Defizits. 

Der heutige deutsche Föderalismus wird deutlich stärker im Hinblick auf 
seine Output-Legimitation (Politikergebnisse) als seine Input-Legitimation 
(politische Beteiligung) wahrgenommen. Alle neueren Umfragen1 zeigen das 
Gleiche: die Bürger bejahen die föderale Ordnung und beteiligen sich an Land-
tagswahlen. Wenn sie aber gefragt werden, wer letztendlich für einzelne Poli-
tikfelder verantwortlich sein soll, der Bund oder die Länder, antworten sie in 
der Regel immer das Gleiche: Der Bund. Ob de jure vorwiegend die Länder 
verantwortlich sind, wie in der Bildungspolitik, der Bund, wie in der Sozialpo-
litik, oder die Europäische Union, wie in der Agrarpolitik, – immer wird in der 
Bevölkerung die größte Problemlösungskompetenz beim Bund gesehen. Gera-
de von Eltern, deren Kinder einen Schulwechsel über Ländergrenzen hinter 
sich haben, wird die Einheitlichkeit des Bildungswesens vehement eingefor-
dert. Das Nebeneinander der Präferenz für Einheitlichkeit im Politikbetrieb bei 
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gleichzeitigem Stolz auf regionale Herkunft und die Bejahung der Bundeslän-
der nenne ich das Föderalismus-Paradox. 

Das Messen des Föderalismus an gleichen (zentralstaatlichen) Lösungen 
für alle Bürger beherrscht auch den öffentlichen Diskurs in Deutschland. 
Deutschland ist ein föderaler Staat ohne Föderalisten, also ohne Bürger, die 
im Föderalismus vor allen Dingen eine Möglichkeit der regionalen Selbstregie-
rung sehen. Anders als in einer Reihe von EU-Ländern, wie Spanien, Großbri-
tannien oder Belgien, fehlt in Deutschland der ethnisch-nationale Konflikt und 
anders als in Spanien nach der Franco-Diktatur war in Deutschland die Durch-
setzung der Demokratie Anfang des 20. Jahrhunderts nicht mit regionaler Frei-
heit, sondern mit der Überwindung eines aristokratischen Staatenbundes, also 
dem Abschaffen von Föderalismus, verbunden. Dennoch bietet auch die deut-
sche Verfassung eine input-orientierte Begründung für die Dezentralität politi-
schen Entscheidens: die vertikale Gewaltenteilung, die als demokratische Macht-
kontrolle der Zentralregierung konzipiert ist. Hinzu kommen die Prinzipien der 
Subsidiarität und der Solidarität. Die zentralstaatliche Ebene sollte eigentlich 
nur ins Spiel kommen, wenn die Länderebene einer Aufgabe nicht gewachsen 
ist und den Zentralstaat um Hilfe bittet (Subsidiarität). In der Praxis des bundes-
deutschen Föderalismus dominiert das Prinzip der Solidarität gegenüber dem 
der Subsidiarität. Dies findet eine gewisse Rechtfertigung im Grundgesetz, das 
Deutschland als „sozialen Bundesstaat“ charakterisiert. Es hatte zur Folge, 
dass die gliedstaatliche Aufgabenwahrnehmung und die Ausstattung der Län-
der mit eigenen Kompetenzen zugunsten der Bewahrung oder des Erreichens 
„einheitlicher Lebensverhältnisse“ immer stärker eingeschränkt wurde. Die 
Länder waren an dieser Entwicklung keinesfalls unbeteiligt, sondern bereit, 
Kompetenzeinbußen zugunsten materieller Vorteile sowie verstärkter Mitspra-
cherechte der Länderregierungen in der Bundespolitik im Forum des Bundes-
rates in Kauf zu nehmen. 

2. Der Mythos „einheitlicher Lebensverhältnisse“ – die 
falsch verstandene Output-Legitimation 

Die „einheitlichen Lebensverhältnisse“ sind inzwischen zu einem Verfassungs-
mythos geworden. Damit meine ich, dass eine Legende erfunden wurde, der es 
gelang zu einem politischen Maßstab zu werden. Der Begriff „einheitliche Le-
bensverhältnisse“ ist in der deutschen Verfassung nur an einem Ort und kei-
neswegs als allgemeiner Grundsatz zu finden.2 Artikel 106 GG regelt, dass bei 
der Festsetzung der Umsatzsteuer die „Einheitlichkeit“ der Lebensverhältnisse 
gewahrt werden müsse. Artikel 72,2 GG gibt dem Bund darüber hinaus in be-
stimmten Fällen das Gesetzgebungsrecht, wenn die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet dies erforderlich macht. Aus diesen De-
tailbestimmungen kann sicherlich nicht abgeleitet werden, das GG fordere ge-
nerell eine Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse in Deutschland. Und den-
noch ist dieser Irrglaube weit verbreitet, auch wenn er übersetzt werden müsste 
in die absurde Forderung nach einem Föderalismus ohne Vielfalt. Selbst wenn 
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es um genuine Länderkompetenzen wie die bereits erwähnte Bildung geht, fin-
den sich in jüngster Zeit vermehrt Stimmen, die den Föderalismus abschaffen 
wollen. Auch wenn Krisen auftreten, wie jüngst die EHEC-Epidemie oder 
wenn mit der Abkehr von der Kernkraft neue Strommasten gebaut werden sol-
len, ja selbst als es Tote bei der Love Parade in Duisburg gab, immer ertönte 
der gleiche Ruf: Die Länder sollen die entsprechende Kompetenz verlieren, 
und der Bund soll die Aufgabe übernehmen. Bei einer bundesgesetzlichen Re-
gelung wären Krisen besser zu bewältigen. 

Man kann darüber streiten, ob eine Bundeslösung grundsätzlich einer Län-
derlösung bei der Kompetenzwahrnehmung überlegen ist. Zum Teil gibt es 
hier, wie beispielsweise im Feld der Umweltpolitik, überzeugende Argumente. 
Meist aber ist die deutsche Debatte irrational. Problemen bei der Wahrneh-
mung von Kompetenzen durch die Länder wird die ungeprüfte Wunschvorstel-
lung bundeseinheitlicher Effizienz gegenübergestellt. Wirklichkeit verliert 
immer gegen Utopie. Deutsche Realität ist der Glaube an die Utopie der Über-
legenheit des Zentralstaats, obwohl auch auf Bundesebene nicht automatisch 
eine effiziente Politik gemacht wird. 

3. Erzwingen politischer und sozialer Wandel mehr 
Wettbewerbsföderalismus? 

Seit dem Ende der 1980er Jahre und mit wachsender Intensität seit Ende der 
1990er Jahre lässt sich ein Umdenken in Effizienzfragen seitens der Landesre-
gierungen erkennen. Dies hat mit dem seit der deutschen Einheit deutlich grö-
ßer gewordenem ökonomischen Gefälle zwischen den Ländern sowie der wirt-
schaftlichen Integration in der EU zu tun, die dazu führt, dass die Länder sich 
in Konkurrenz mit anderen europäischen Regionen auf dem Binnenmarkt se-
hen. Vor allem die finanzkräftigen Länder forderten mehr Wettbewerb zwi-
schen den Ländern. Ein Indiz hierfür ist auch die Begründung der Klage Ba-
den-Württembergs, Bayerns und Hessens vor dem Bundesverfassungsgericht 
gegen die Ausgestaltung des Finanzausgleichs, die 2005 zu dessen Reform 
führte. Das Thema Reform des Finanzausgleichs bleibt aber auf der Tagesord-
nung. 

Die Länder sahen sich auch in der Lage, bestimmte Aufgaben, zum Bei-
spiel in der regionalen Wirtschaftspolitik oder in der Hochschulpolitik, besser 
ohne Bundesinterventionen und ohne Zwang zum gleichgerichteten Handeln 
aller Länder zu erledigen. Das Subsidiaritätsprinzip wurde von den Ländern in 
den 1980er Jahren quasi „neu entdeckt“ – auch weil es auf europäischer Ebene 
so erfolgreich war. Auch wenn die Bevölkerung keinen großen Enthusiasmus 
für Initiativen der Länderpolitik entwickelte, sahen sich die Landespolitiker in 
der Verantwortung stärker auf eigenständiges Handeln zu achten. Argumente 
hierfür lieferten vor allem die Ökonomen. 

Der Wettbewerbsföderalismus wurde als Alternative zur Sklerose der Poli-
tikverflechtung, also der intransparenten Kooperation von Bund und Ländern 
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner und ohne Innovationskraft gesehen. 
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Die Idee, dass das zentrale Element des Föderalismus die Vielfalt sei und dass 
diese genutzt werden solle, um einen Innovationswettbewerb zwischen den 
Ländern auf allen Politikfeldern zu entfesseln, hat außerhalb der Bundesrepu-
blik eine lange Tradition. In den Vereinigten Staaten ist es geradezu eine 
Selbstverständlichkeit, die Gliedstaaten als „Laboratorien“ der Politik, auch im 
Hinblick auf Anregungen für die Politik des Bundes, zu sehen. Oder anders 
gesagt, wenn Länder Ideen entwickeln erhöht das die Effizienz des Föderalis-
mus auf zweierlei Weise: erfolgreiche Ideen finden Nachahmer in den anderen 
Ländern; erfolglose Vorstöße schaden nur einem Land und nicht der gesamten 
Nation. 

Der Wettbewerbsföderalismus impliziert aber mehr als nur eine Verschie-
bung der Gewichte im deutschen Föderalismus. Er verkörpert die Entschei-
dung hin zu mehr Subsidiarität und dem Anspruch auf größere Vielfalt und 
weg von der einseitigen Verpflichtung auf Solidarität und auf das Prinzip der 
Einheitlichkeit. Eine Ausgestaltung des deutschen Föderalismus als Wettbe-
werbsföderalismus würde bedeuten, dass dieser grundlegend reformiert werden 
müsste, damit die Voraussetzungen für den Wettbewerb der Länder geschaffen 
werden könnten. Zu diesen Voraussetzungen zählen unter anderem: die Her-
stellung konkurrenzfähiger Länder (nach Größe, Einwohnerzahl und Finanz-
kraft), die größtmögliche Eigenständigkeit der Länder bei Entscheidungen 
über Einnahmen und Ausgaben und die klare Zuordnung von Aufgaben an die 
Länder und die Abgrenzung von (Europa-), Bundes- und Länderkompetenzen. 
Der Wettbewerb der Länder untereinander und mit anderen Regionen Europas 
erfordert von ihnen eigenständige Initiativen, um Investoren anzulocken (öko-
nomischer Wettbewerb), zur optimalen Lösung politischer und sozialer Prob-
leme (politischer Wettbewerb) und zur Förderung von Kunst und Kultur (kul-
tureller Wettbewerb). 

Als demokratietheoretisches Argument wird zugunsten des Wettbewerbs-
föderalismus ins Feld geführt, dass er der vertikalen Gewaltenteilung in der 
Bundesrepublik, also der ursprünglichen Begründung für die Wiedereinfüh-
rung des Föderalismus in der Nachkriegszeit, zu ihrem angestammten Recht 
verhelfe. Die klare Trennung der Kompetenzen und Finanzen von Bund und 
Ländern verhindere nicht nur den allgegenwärtigen Zugriff des Bundes, sie 
ermögliche auch den Landtagen, wieder über wesentliche Fragen alleine zu 
entscheiden. Der die Landesregierungen privilegierende Exekutivföderalismus 
wird aufgebrochen, und die Demokratie auf Landesebene wird wiederbelebt. 
Der Landtagsabgeordnete kann wieder von dem Vorteil seiner großen Bürger-
nähe Gebrauch machen, und Bürgerinnen und Bürger haben mit ihm wieder 
einen Ansprechpartner mit politischem Gewicht. Das System getrennter Kom-
petenzen und Finanzen erleichtert es zudem Bürgerinnen und Bürgern, den po-
litischen Prozess zu verstehen. Sie können auf Landesebene nachvollziehen, 
wofür Steuergelder erhoben und wie sie verausgabt werden. Es besteht eine 
Korrespondenzbeziehung zwischen Einnahmen und Ausgaben (Prinzip der fis-
kalischen Äquivalenz). Setzt der Bürger, sich für neue oder bessere öffentliche 
Leistungen des Landes ein, in dem er lebt, so ist ihm klar, dass dies für ihn 
selbst auch eine entsprechend höhere Belastung beziehungsweise den Verzicht 
auf andere öffentliche Leistungen bedeuten kann. Wirtschaftlich erfolgreiche 
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Landespolitik kann ihm direkt zugute kommen, zum Beispiel durch eine Min-
derung der Landessteuern. Optimisten erwarten als Folge der Einführung von 
Wettbewerbsföderalismus, dass die mit ihm verbundene größere Transparenz 
der Politik und die deutlichere Zuordnung von ortsnaher politischer Verant-
wortlichkeit nicht nur den Föderalismus als staatliches Organisationsprinzip 
effizienter gestaltet, sondern auch die notwendige Verbindung von Demokratie 
und Föderalismus neu belebt, unter anderem dadurch, dass die größeren Betei-
ligungsmöglichkeiten des Wettbewerbsföderalismus einen Beitrag dazu leis-
ten, „Politikverdrossenheit“ abzubauen. 

Kritisch ist zum Konzept des Wettbewerbsföderalismus allerdings anzu-
merken, dass es sehr unwahrscheinlich scheint, dass die Länder in Deutschland 
neu gegliedert werden. Damit entfällt bereits eine der ersten Voraussetzungen 
für einen funktionierenden oder gar fairen Wettbewerb. Länder mit höchst un-
terschiedlicher Wirtschafts- und Finanzkraft ohne Übergangsregelungen und 
solidarischer Absicherung dem Wettbewerb auszusetzen, ist auf die gesamt-
staatliche Leistungsfähigkeit bezogen, nur wenig sinnvoll. Es ist zu erwarten, 
dass sich unter diesen Bedingungen die Situation der finanz- und wirtschafts-
schwachen Länder zusätzlich verschärft und bereits beobachtbare negative 
Entwicklungen, wie etwa die Abwanderung, weiter zunehmen würden. Aller-
dings schließen auch heute schon Unterschiede in der Wirtschafts- und Fi-
nanzkraft mehr Eigenverantwortung für die Länder und einen Wettbewerb um 
politische Innovationen und die Suche nach „best practices“ nicht aus. Beispie-
le hierfür sind die Länderinitiativen in der Wirtschaftsförderung3 oder beim 
Bürokratieabbau4. Voraussetzung für einen verstärkten Länderwettbewerb un-
ter den heutigen Bedingungen ökonomisch unterschiedlich ausgestatteter Län-
der wäre eine solidarisch finanzierte Garantie von Mindeststandards für die im 
Augenblick noch weniger erfolgreichen Länder. Kontraproduktiv sind aber 
weitere Einschränkungen der Länderautonomie, wie das faktische Abschaffen 
der Finanzhoheit der Länder durch die Auflage eines ausgeglichenen Haus-
halts ohne neue Verschuldung ab dem Jahre 2020, das 2009 durch die Födera-
lismusreform II im Grundgesetz verankert wurde. Diese an sich sinnvolle 
„Schuldenbremse“ im Ausgabenbereich wird, angesichts der fehlenden Ent-
scheidungsmöglichkeiten eines einzelnen Landes über die Höhe seiner Ein-
nahmen, die Länder noch mehr zu Bittstellern beim Bund machen.  

Der Wettbewerbsföderalismus hat in Deutschland auch wegen der unita-
rismusgläubigen deutschen Bevölkerung als Idee kaum Chancen auf eine bal-
dige Verwirklichung – auch wenn in der Schweiz ein gut funktionierendes und 
solidarisches Modell in der Nachbarschaft beobachtet werden kann. Inputeffi-
zienz, also eine deutlich verbesserte politische Beteiligungsmöglichkeit wird 
derzeit als politisches Angebot vom deutschen Föderalismus nicht erwartet. 
Politische Aktivisten setzen in Deutschland auf direkte Demokratie und Bür-
gerproteste und zivilen Ungehorsam. Der Föderalismus erscheint merkwürdig 
entpolitisiert und im Leben der Bürger eher als ein undurchsichtiger Verfah-
rensweg. Aus der Sicht der Großstädte sind sogar Metropolregionen attraktiver 
als Länder, wenn es um Bürgernähe geht. Die frühere Oberbürgermeisterin von 
Frankfurt am Main, Petra Roth, sagte im Juni 2011: „Die Struktur des Födera-
lismus in Deutschland ist veraltet und ineffizient. Wir brauchen ein Europa der 
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Regionen mit selbstverantwortlichen Kommunen oder Stadtkreisen. Die sind 
viel näher an den Menschen und Milieus, die sie gewählt haben, und besser in 
der Lage, bürgernahe und pragmatische Entscheidungen zu treffen.“5  

4. Fazit 

Trotz des gesellschaftlichen und politischen Gegenwindes können die deut-
schen Länder nicht auf Input-Legitimität und Kompetenzen verzichten. Ihr Di-
lemma ist, dass sie zum einen aus Überlebensgründen, sowie finanziellen 
Zwängen und traditionellen Entscheidungsverfahren zur Unitarisierung und 
Zentralisierung beitragen und damit jenen die Argumente liefern, die den Fö-
deralismus am liebsten wegen seiner Ineffizienz abschaffen wollen. Aber ande-
rerseits ist den Ländern durch die Struktur des deutschen kooperativen Födera-
lismus, der effizientes dezentrales Entscheiden massiv einschränkt, der Weg zu 
eigenverantwortlichem und damit für den Bürger erkennbarem und geschätzten 
Handeln versperrt. Diese Erkenntnis wird immer schmerzlicher, je mehr die 
Schuldenbremse die Länderhaushalte beschneidet und damit die Politik 
zwingt, Leistungen zu kürzen. Der deutsche Föderalismus ist weder aus öko-
nomischer, noch aus partizipatorischer Sicht (Rolle der Landesparlamente) ef-
fizient. Er verleiht der deutschen Politik vermittelt über den zentralisierenden 
Effekt des Parteiensystems (selbst die CSU strebt eine bundespolitische Rolle 
an) und den Elitenkonsens der Exekutiven in Bund und Ländern Stabilität und 
Entscheidungsfähigkeit. Darunter leiden aber die Transparenz des politischen 
Prozesses und die Eigenverantwortlichkeit der politischen Ebenen. Dies fügt 
dem Föderalismus-Paradox ein weiteres Paradox hinzu: Der Föderalismus ist 
dringend reformbedürftig, aber dies ist bestenfalls eine politische Nebensache. 
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